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Einziger Punkt der Tagesordnung 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Pascal Kober, 
Michael Theurer, Johannes Vogel (Olpe), weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Entwurf eines Gesetzes zur Dynamisierung der 
Verdienstgrenzen der geringfügigen Beschäftigung 

BT-Drucksache 19/4764 

Vorsitzender Birkwald: Meine Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Uhr zeigt 
15 Uhr, und wir möchten beginnen. Zu der heuti-
gen öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Ar-
beit und Soziales begrüße ich Sie alle sehr herz-
lich und heiße zunächst für die Bundesregierung 
die Parlamentarische Staatssekretärin Kerstin 
Griese herzlich willkommen. Gegenstand dieser 
öffentlichen Anhörung - das ist schon die zweite 
heute - ist der Gesetzentwurf der Abgeordneten 
Pascal Kober, Michael Theurer, Johannes Vogel 
(Olpe), weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der FDP mit dem schönen Titel „Entwurf eines 
Gesetzes zur Dynamisierung der Verdienstgrenzen 
der geringfügigen Beschäftigung“ auf der BT-
Drucksache 19/4764. Die von den Verbänden, In-
stitutionen und den Einzelsachverständigen abge-
gebenen Stellungnahmen liegen Ihnen auf der 
Ausschussdrucksache 19(11)216 vor. Von Ihnen, 
den hier anwesenden Vertreterinnen und Vertre-
tern der Verbände, Institutionen und von den Ein-
zelsachverständigen wollen wir hören, wie Sie die 
Vorlagen fachlich beurteilen. Die heutige Anhö-
rung wird wie folgt ablaufen: Die uns zur Verfü-
gung stehende Beratungszeit von 90 Minuten wird 
nach dem üblichen Schlüssel entsprechend ihrer 
jeweiligen Stärke auf die Fraktionen aufgeteilt. Da-
bei wechseln die Fragestellerinnen und Fragestel-
ler nach jeder Frage - d.h. also: eine Frage, eine 
Antwort. Um die knappe Zeit möglichst effektiv 
zu nutzen, sollten Sie, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen Abgeordnete, möglichst präzise Fragen 
stellen, die konkrete Antworten zulassen. Wegen 
der Kürze der uns zur Verfügung stehenden Zeit 
sind Eingangsstatements der Sachverständigen 
nicht vorgesehen. Dazu dienen im Übrigen die 
vorgelegten schriftlichen Stellungnahmen. 
Schließlich weise ich noch darauf hin, dass es 
heute am Ende der Befragungsrunde eine so ge-
nannte „freie Runde“ von zehn Minuten geben 
werden wird. In dieser freien Runde können die 
Fragen aus allen Fraktionen kommen. Ich begrüße 
nun die Sachverständigen und rufe sie dafür ein-
zeln auf: vom Deutschen Gewerkschaftsbund 
Herrn Johannes Jakob, von der Gewerkschaft Nah-
rung-Genuss-Gaststätten Herrn Micha Heilmann, 
von der Minijob-Zentrale Essen Herrn Dr. Erik 
Thomsen, von der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände Herrn Gerald Fried-

rich, vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung hätte ich hier gerne Frau Dr. Kerstin 
Bruckmeier, die einzige Dame in unserer Runde 
begrüßt. Sie ist leider erkrankt, so dass ich aus-
schließlich und nicht minderherzlich Herrn Dr. 
Jens Stegmeier begrüße. Vom Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung e.V. Herrn Karl Brenke, 
vom Institut der Deutschen Wirtschaft Herrn Hol-
ger Schäfer. Als einzigen Einzelsachverständigen 
heiße ich Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich Preis aus 
der schönsten Stadt der Welt herzlich willkom-
men. Köln, an der Uni Köln. Wir beginnen jetzt 
mit der Befragung der Sachverständigen. Dazu 
bitte ich höflich darum, dass gleich zu Beginn die 
entsprechende Institution bzw. der oder die Sach-
verständige genannt wird, an die oder an den die 
Frage gerichtet ist. Ich bitte nun die Mitglieder der 
CDU/CSU-Fraktion, ihre Fragen zu stellen. Zu-
nächst beginnt Herr Peter Weiß.  

Abgeordneter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): 
Ich hätte folgende Frage an die Minijob-Zentrale 
und das IAB. Wie viele Minijobber verdienen tat-
sächlich 450 Euro? Wie viele Minijobber haben ei-
nen Vertrag über weniger als diesen Betrag, wissen 
wir das? Zweitens: Wir haben, was die Versiche-
rung eines Minijobbers in der gesetzlichen Renten-
versicherung durch eigene Beiträge anbelangt, das 
System umgestellt, und es gibt jetzt eine opt-out-
Lösung. Wie viele der Minijobber nutzen heute die 
Möglichkeit, einen Rentenanspruch zu erwerben, 
indem sie eigene Beiträge zahlen? Wie viele ma-
chen von dem opt-out Gebrauch? 

Sachverständiger Dr. Thomsen (Minijob-Zentrale 
Essen): Zunächst zu der Frage des Einkommens 
der Minijobber: Etwa ein Drittel aller Minijobber 
verdient zwischen 400 und 450 Euro. Wobei wir 
natürlich nicht wissen, ob das Minijobber sind, 
die den Mindestlohn verdienen oder mehr. Dazu 
kommen, um auf die 450 Eurogrenze zu kommen, 
die Minijobber, die zwei Beschäftigungsverhält-
nisse haben. Auch die kommen in der Summe bei 
Zusammenrechnung unter Umständen auf 
450 Euro. Zu der zweiten Frage: Knapp 20 Prozent 
aller Minijobber bleiben rentenversicherungs-
pflichtig, das heißt gut 80 Prozent tun dies nicht.  

Sachverständiger Dr. Stegmaier (Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagen-
tur für Arbeit): Der Befund von der Minijob-Zent-
rale, das ist auch einer, den wir so teilen. Es lässt 
sich vielleicht noch hinzufügen, dass diese Lohn-
verteilung für die geringfügige Beschäftigung 
durch verschiedene solcher Spitzen gekennzeich-
net ist. Da hat man bei typischen Euro Beträgen 
200, 300 Euro, dann einzelne Peaks und der 
höchste ist in der Tat dann auch direkt an der 
Grenze von 450 Euro, wo das dann noch einmal 
stärker ansteigt. Zur zweiten Frage: Da können wir 
dem Kollegen von der Minijob-Zentrale nichts 
weiter hinzufügen, unsere Informationen basieren 
auch auf den Informationen der Minijob-Zentrale.  
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Abgeordneter Kartes (CDU/CSU): Meine erste 
Frage geht auch zunächst mal an das IAB und die 
Minijob-Zentrale, ein bisschen grundsätzlicher 
vielleicht noch einmal zu den aktuellen Zahlen. 
Wieviel Beschäftigungsverhältnisse gibt es eigent-
lich momentan im Minijob Bereich? Und viel-
leicht ergänzend dazu: Wie hat sich diese Zahl in 
den vergangenen Jahren entwickelt, insbesondere 
auch vor dem Hintergrund des Einflusses des 
dann eingeführten Mindestlohns? Vielleicht er-
gänzend noch dazu: Ist es zutreffend, dass mit 
dem Mindestlohn in den letzten Jahren eine er-
hebliche Zunahme der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung, andererseits aber auch ein 
Rückgang der ausschließlich geringfügig entlohn-
ten Beschäftigung zu verzeichnen ist? Worauf ist 
das aus ihrer Sicht zurückzuführen, und wie ist es 
zu bewerten?  

Sachverständiger Dr. Stegmaier (Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagen-
tur für Arbeit): Nun ganz kurz zur aktuellen Struk-
tur und zur Entwicklung. Wir haben jetzt am aktu-
ellen Rand ca. 7,5 Million geringfügig Beschäftigte 
in dieser Erwerbsform. Davon ist der größte Anteil 
ausschließliche geringfügig beschäftigt, das sind 
ungefähr 4,5 Millionen. Dann haben wir noch ein-
mal ungefähr 2,8 Millionen, die machen das in 
Form einer Nebentätigkeit, also überwiegend ne-
ben einer sozialversichersicherungspflichtigen Tä-
tigkeit. Was wir zur Entwicklung in den letzten 
Jahren sagen können ist, dass wir eine kontinuier-
liche Zunahme seit der Reform in 2003 hatten. Die 
hat sich dann über die Jahre mal mehr, mal weni-
ger stark fortgesetzt, bis wir dann mit der Mindest-
lohneinführung in 2015 zuletzt eine Stagnation 
beobachten können, wo das so ein bisschen in 
eine überwiegende Seitwärtsbewegung übergeht. 
Dieser Rückgang lässt sich überwiegend auf einen 
Rückgang bei der ausschließlich geringfügigen Be-
schäftigung zurückführen. Was man noch an Zu-
gewinn in dieser Erwerbsform hat, sind dann die 
geringfügigen Tätigkeiten, die als Nebentätigkeit 
ausgeführt werden. Im Zuge der Mindestlohnein-
führung - das hängt ein bisschen zusammen mit 
diesen beiden unterschiedlichen Ausgestaltungs-
formen der geringfügigen Beschäftigung zusam-
men. Man kann im Wesentlichen festhalten, dass 
wir am unmittelbaren Jahresanfang einen Ein-
bruch in der geringfügigen Beschäftigung beobach-
tet haben. Das war ein substantieller Effekt im Ver-
gleich zum Vorjahr. Dazu lässt sich noch ergän-
zen, dass insbesondere zu diesem Zeitpunkt die 
Personen, die als Abgänge aus der geringfügigen 
Beschäftigung zu beobachten waren deutlich über-
durchschnittlich in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung übergegangen sind , und das fand 
auch häufig im gleichen Betrieb statt. Was man zu 
diesem Zeitpunkt beobachtet hat, war in der Tat 
eine Umwandlung in eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung. Der Effekt war ein Stück 
weit einmalig, weil er sich zu den nachfolgenden 

Zeitpunkten, wo wir dann auch noch einmal eine 
Erhöhung im Mindestlohn zum Beispiel hatten, 
dann diesen einen spezifischen Effekt in der Aus-
prägung und Stärke nicht mehr beobachtet haben.  

Sachverständiger Dr. Thomsen (Minijob-Zentrale 
Essen): Die Angaben des Kollegen Dr. Stegmaier 
waren eigentlich ausreichend, eine Ergänzung 
noch zu dem Stichtag Einführung Mindestlohn: Es 
sind keine konkreten Zahlen bislang genannt wor-
den. Am Anfang gab es 200.000 Minijobber weni-
ger. Wenn man die Jahresendzahlen vergleicht, 
waren es noch 150.000 weniger. Ein Effekt war 
also messbar, aber nicht in einer bemerkenswerten 
Größenordnung. 

Abgeordnete Schimke (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich an die drei Forschungsinstitute, die 
wir hier heute zu Gast haben, das DIW, das IW-
Köln und das IAB. Sie wissen alle um die Historie 
des Minijobs. Herr Dr. Stegmaier hat es jetzt auch 
gerade gesagt, dass es Anfang der 2000er Jahre hier 
noch einmal ganz einschneidende gesetzliche Än-
derungen bzw. Erleichterungen gab. Ziel des Mi-
nijobs war es damals, zur Senkung der Arbeitslo-
sigkeit beizutragen, Menschen einen nied-
rigschwelligen Zugang in den Arbeitsmarkt zu ge-
währleisten. Mich würde interessieren: Glauben 
Sie, dass der Minijob heute auch noch diese Funk-
tion erfüllt? 

Sachverständiger Brenke (Deutsches Institut für 
Wirtschafsforschung e.V.): Wenn man zurück-
schaut, dann kann man erstens feststellen, dass 
wir große statistische Probleme bei der Bewertung 
der Zahlen über die Minijobs haben. Bei der da-
maligen Reform im Rahmen der modernen Dienst-
leistung am Arbeitsmarkt hat man die Minijobs re-
formiert. Man konnte dann feststellen, dass es ei-
nen starken Sprung nach oben gab bei der Zahl 
der Minijobs. Untersuchungen belegen aber, dass 
dieser starke Sprung nach oben nur in der Statistik 
stattgefunden hat, nicht in der Realität. Was wir 
gerade in privaten Haushalten hatten war, dass im 
Grunde genommen bisherige Schwarzarbeit legali-
siert wurde. Und das hat die Statistik dann ge-
zeigt. Dann hatten wir eine Entwicklung, die weit-
gehend seitwärts bei den Minijobs gerichtet war. 
Wenn ich mir die Struktur der Minijobber ansehe, 
dann kann ich eigentlich nur sagen, dass in Aus-
nahmefällen vielleicht ein Übergang in den Ar-
beitsmarkt über den Minijob gelingt. Das zeigen 
auch verschiedene Untersuchungen, beispiels-
weise auch des IAB, dass die Minijobs eher - ich 
will jetzt nicht sagen - eine Falle sind für manche 
Leute, aber das Motiv, einen Minijob auszuüben, 
ist sehr vielfältig. Es war längst nicht immer so, 
dass man einen Minijob deswegen ausübt, weil 
man meint, darüber einen regulären sozialversi-
cherungspflichtigen Job zu bekommen, sondern es 
ist oftmals auch auf Zusatzverdienst im Haushalt 
angelegt oder es ist beispielsweise bei Älteren da-
rauf angelegt, Steuern zu vermeiden. Es gibt viele 
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Gründe dafür. Aber dass es ein Sprungbrett in den 
Arbeitsmarkt ist, ist eher die Ausnahme. 

Sachverständiger Dr. Stegmaier (Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagen-
tur für Arbeit): Ich möchte gern noch einmal den 
Hinweis auf diese unterschiedlichen Motivlagen 
aufgreifen. Das erkennt man auch an der Soziode-
mografie, dass es sich bei der geringfügigen Be-
schäftigung um eine Erwerbsform handelt, die von 
sehr unterschiedlichen Arbeitnehmern und ihren 
unterschiedlichen Motiven usw. geprägt ist. Um 
das ein bisschen greifbarer zu machen: Die größte 
Gruppe dürfte diejenige der Hausfrauen und Haus-
männer ausmachen. Das ist durchaus das Gros der 
Beschäftigung in dem Bereich. Schüler und Stu-
denten sind eine weitere Gruppe, die noch einmal 
einen größeren Anteil ausmacht. Auch die Rentner 
und Rentnerinnen gehören zu einer eigenen 
Gruppe. Dann haben wir noch eine Gruppe an Per-
sonen in geringfügiger Beschäftigung, die vor dem 
Hintergrund Ihrer Frage noch eine besondere. 
Rolle spielt, das sind die Arbeitslosen. Da sollte 
man aber davon ausgehen, dass es in der Tat die 
zahlenmäßig kleinste dieser Gruppen darstellt. Zu 
den Motiven könnten wir noch beitragen, dass un-
ter den Hauptmotiven, die sich in der Forschung 
für diese Erwerbsform herauskristallisiert haben, 
einerseits der Kontakt zur Berufswelt steht, natür-
lich auch das Entgelt, also die finanzielle Ange-
wiesenheit, aber an dritter Stelle, und das gibt so 
ein bisschen einen Hinweis auch nochmals in die 
Richtung Ihrer Frage, haben wir für gut ein Drittel 
der Beschäftigten ungefähr, die hier den Übergang 
in eine SV-pflichtige Beschäftigung anstrebt. Was 
jetzt die tatsächliche Möglichkeit betrifft, so einen 
Übergang dann zu bewerkstelligen, das ist jetzt 
diese Diskussion, die Herr Brenke schon gerade 
eingeführt hat, zu den Brückeneffekten. Da ist es 
so, dass die Studien in unserem Haus bzw. auch 
insgesamt die Evidenz dahin geht, dass wir einer-
seits sagen können, dass es durchaus bestimmte 
selektive Gruppen, auch eher kleinere Gruppen an 
Arbeitslosen gibt. Das sind dann insbesondere 
Langzeitarbeitslose, auch für alleinstehende Ar-
beitslose hat man das schon zeigen können, wo 
man dann durchaus sieht, dass der Minijob eher 
zu einer Aufnahme in der regulären Beschäftigung 
führt, als es der Fall ist, wenn man sich nur in Ar-
beitslosigkeit befindet, aber eben keine geringfü-
gige Tätigkeit nebenbei ausführt. Auf der anderen 
Seite muss man dagegen halten, dass es auch Evi-
denz gibt, wenn man die geringfügige Tätigkeit 
vergleicht mit anderen üblicherweise unter dem 
Label atypische Beschäftigung geführten Erwerbs-
formen zum Beispiel die Befristung, die Leihar-
beit, um nur ein Beispiel zu nennen. Da gibt es 
Studien, die zeigen, dass auch wenn man den 
Mehrarbeitswunsch der Beschäftigten berücksich-
tigt, dass man zeigen kann, dass der Minijob wie-
derum im Vergleich mit solchen anderen Erwerbs-
formen eine relativ geringe Wahrscheinlichkeit 

nur hat, um danach in eine reguläre Beschäftigung 
einzugehen. Insofern hat man hier ein einerseits 
andererseits und durchaus positive Effekte, die 
sich dann aber nur für spezifische Gruppen von 
Arbeitslosen letztlich nachweisen lassen. 

Sachverständiger Schäfer (Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln e.V.): Zunächst einmal wenn man 
sich die Entwicklung der geringfügigen Beschäfti-
gung nach der Reform 2003 anschaut, da zielt Ihre 
Frage so ein bisschen drauf, dann stellt man zu-
nächst einmal fest, das kam vorhin vielleicht nicht 
so ganz gut raus, dass es zwar einen Niveausprung 
gab bei der ausschließlich geringfügigen Beschäfti-
gung. Aber seit 2004 ungefähr hat sich da über 
jahrzehntehinweg wenig getan. Erst mit der Ein-
führung des Mindestlohns sinkt diese Zahl so ein 
bisschen. Das heißt, zum eigentlichen Beschäfti-
gungsaufbau in Deutschland, den wir seit den 
Agendareformen haben, haben die Minijobs ei-
gentlich wenig bis gar nichts beigetragen. Was den 
Minijob als Einstiegsinstrument in Arbeit angeht, 
da ist schon ausgeführt worden, dass es darauf an-
kommt, welche sozio-ökonomische Gruppe ich 
mir da anschaue. Es gibt Gruppen, bei denen ein 
Aufstieg oder ein Wechsel in eine andere Erwerbs-
form gar nicht gewünscht ist, Rentner beispiels-
weise oder Schüler. Die üben eine geringfügige Be-
schäftigung aus, weil sie genau diese Beschäfti-
gungsform ausüben wollen. Bei der Gruppe der 
Hausfrauen und Hausmänner ist es eine geteilte 
Evidenz, wobei man bei den Arbeitslosen sicher 
sagen kann, dass die mehr arbeiten wollen in aller 
Regel als eine geringfügige Beschäftigung. Was die 
Arbeitszeitwünsche angeht, das haben wir mal un-
tersucht, von denen die unter 15 Stunden arbei-
ten, wollen ein Drittel mehr arbeiten. Von diesen 
gut 30 %, 20 % in dem Segment 15 – 25 Stunden, 
also wenig mehr. Ungefähr gut 10 % dieses Seg-
ment wollen tatsächlich auch Vollzeit arbeiten, 
also eine relativ geringe Gruppe. Was die Frage an-
geht, ist der Minijob ein effektives Sprungbrett o-
der eher eine Sackgasse. Da gibt es Untersuchun-
gen mit Matching-Verfahren, wo geschaut wird, 
eine Gruppe Arbeitsloser, die eine geringfügige 
Beschäftigung angenommen haben, wird vergli-
chen mit einer gleichartig strukturierten Gruppe 
von Arbeitslosen, die das nicht gemacht hat. Da 
gab es im Wesentlichen den Befund, dass es für 
einzelne Gruppen eine positive Auswirkung hat. 
Insbesondere konnte man feststellen, dass die Be-
schäftigung im gleichen Sektor durchaus häufiger 
stattfindet, wenn ein Minijob angenommen wird, 
als wenn das nicht der Fall ist. 

Abgeordneter Kartes (CDU/CSU): Uns ist in der 
Vorbereitung ein Effekt, eine Veränderung in den 
letzten Jahren aufgefallen, die ich noch mal nach-
fragen wollte bei IAB und DIW. Wir sehen, dass 
die Zahl der Minijobber gerade in den Altersklas-
sen zwischen 25 und 55 in den letzten Jahren 
deutlich um 20 % abgenommen hat, während die 



  

 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

   
 

19. Wahlperiode Protokoll der 29. Sitzung 
vom 26. November 2018 

Seite 509 

 
 

Zahl der über 65-Jährigen deutlich über 20 % an-
gestiegen ist. Woran liegt das aus Ihrer Sicht, und 
wie würden Sie das bewerten wollen?  

Sachverständiger Dr. Stegmaier (Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagen-
tur für Arbeit): In unserem Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur 
für Arbeit liegen jetzt keine dezidierten Studien 
vor, was die Motivlage von diesen Beschäftigten 
betrifft. Dazu haben wir jetzt meines Wissens 
keine Studien vorliegen, die speziell nochmal die 
Motivlage ausleuchten, sodass man da einen Ein-
blick gewinnen könnte. Der Rückgang dürfte aber 
sicherlich auch damit einhergehen, dass wir gene-
rell in den letzten Jahren doch einen sehr robusten 
Arbeitsmarkt hatten, eine positive Entwicklung. 
Das macht es jetzt einfach auch zum Beispiel für 
Geringqualifizierte, den Übergang in andere Be-
schäftigungsformen zu finden. Ein Stückweit hat 
es natürlich dann auch damit zu tun, dass wir jetzt 
in manchen Bereichen am Arbeitsmarkt doch in 
die Situation kommen zu versuchen, alle Fach-
kräfte bzw. Arbeitsmarktpotenziale zu heben. Es 
ist einerseits so, dass man zeigen konnte, dass die 
geringfügige Beschäftigung in der Tat – wenn man 
das mit den übrigen Erwerbsformen vergleicht – 
ein geringeres Qualifikationsniveau hat, aber auf 
der anderen Seite sind die durchaus relativ häufig 
auch in Tätigkeiten, wo sie dann doch nochmal 
überqualifiziert eingesetzt sind. Insofern gibt’s da 
durchaus einen Bereich, wo man auch aus dem 
Segment einen Beitrag leisten kann zum Umgang 
mit solchen Fachkräfteengpässen. Zum letzteren 
muss ich auch wieder zum Eingangsstatement zu-
rückkehren, was jetzt speziell ans Alter gebunden 
diese Effekte betrifft, da muss ich jetzt passen.  

Sachverständiger Brenke (Deutsches Institut für 
Wirtschafsforschung e.V.): Ich will das genau wie 
mein Kollege auf die Arbeitsmarktentwicklung zu-
rückführen. Wir haben das ähnlich auch bei den 
Selbstständigen, insbesondere bei den Solo-Selbst-
ständigen. Aufgrund der guten Arbeitsmarktsitua-
tion ist die Übernahme einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung die attraktivere Alterna-
tive. Das dürfte auch bei einem Teil der Minijob-
ber der Fall sein. Bei den Älteren muss man ein-
fach sehen, dass wir hier natürlich den demografi-
schen Effekt haben. Das Erwerbspersonenpoten-
zial verschiebt sich nach hinten zu den Älteren 
und wenn die bei den Minijobbern mehr werden, 
dann ist das kein singuläres Ereignis, sondern das 
haben wir auch bei den sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten. Dann kommen natürlich noch 
spezielle Motive dazu bei den Älteren, weil es die 
Vermeidung von Steuer- und Sozialabgaben anbe-
langt.  

Abgeordnete Schimke (CDU/CSU): Meine Frage 
befasst sich auch nochmal mit dem Thema Motiv-
lage und richtet sich an Herrn Dr. Thomsen von 
der Minijob-Zentrale und auch nochmal an Herrn 

Dr. Stegmaier vom Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit. 
Wir verzeichnen bei den Minijobbern im Nebener-
werb eine Zunahme. Meine Frage an Sie: Denken 
Sie, dass es eher die These stützt, dass man gerne 
Steuern und Sozialabgaben damit sparen möchte 
oder geht es hier möglicherweise um schwierige 
Rahmenbedingungen in der Hauptbeschäftigung? 

Sachverständiger Dr. Thomsen (Minijob-Zentrale 
Essen): Die Frage ist von mir objektiv nicht zu be-
antworten, weil wir zu dem Thema Motive keiner-
lei Erhebung und keinerlei Informationen haben. 
Ich könnte da spekulieren, aber das entspricht 
nicht dem Ansinnen Ihrer Fragerunde. Von daher 
muss ich zu der Frage leider passen. 

Sachverständiger Dr. Stegmaier (Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagen-
tur für Arbeit): Bei den Motivlagen möchte ich 
jetzt auch nicht spekulieren. Das ist nichts, was 
wir hier in unseren Daten zumindest auseinander-
halten können. Was wir aber doch in dem Zusam-
menhang sagen können ist, dass auch Untersu-
chungen generell zu Beschäftigten vorliegen, die 
eine Haupt- und eine Nebenbeschäftigung ausü-
ben. Das ist natürlich größtenteils getrieben durch 
Menschen, die eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung einerseits und andererseits eine ge-
ringfügige Nebenbeschäftigung haben. Da geht die 
Evidenz schon dahin, dass man sagen kann, dass 
auch diese Nebenjobber mit einem Vollzeitjob ein 
geringeres Entgelt haben als andere Personen, die 
nur einen einzelnen Vollzeitjob ausüben, sodass 
ich aus dem Befund heraus weniger mit der Ver-
meidung argumentieren würde, sondern eher stär-
ker auf eine finanzielle Angewiesenheit der ganze 
Befund für mich hindeutet. Was ich dann schon 
auch mit dem globalen Bild deckt, dass der Mi-
nijob doch von einer erklecklichen Anzahl von 
Personen natürlich auch wegen dem Lohn ausge-
übt wird, aber eben auch, weil die Menschen zum 
ordentlichen Anteil finanziell darauf angewiesen 
sind und das jetzt nicht nur ein Hinzuverdienst 
ist, mit dem man sich dann noch das eine oder an-
dere gönnt.  

Abgeordneter Kartes (CDU/CSU): Meine nächste 
Frage geht an die Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände. Grundsätzlich aus Ar-
beitgebersicht: Was sind denn aus Ihrer Sicht noch 
einmal zusammengefasst die Vorteile von Mi-
nijobs? Warum sind die für Unternehmen so wich-
tig, und wo sind vielleicht auch aus Ihrer Sicht 
Grenzen, wann Minijobs auch aus Arbeitnehmer-
sicht nicht sinnvoll sind? Die zweite Frage ergän-
zend: Sehen Sie grundsätzlich einen Reformbedarf 
bei der geringfügigen Beschäftigung? 

Sachverständiger Friedrich (Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Um das be-
antworten zu können, muss man einmal einen 
Blick darauf werfen, was das denn kostet, wenn 
man jetzt so den Lebenssachverhalt hat. Man hätte 
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beispielsweise 40 Arbeitsstunden, die zu bewälti-
gen wären. Man könnte die aufteilen auf zwei Mi-
nijobber zu je 20 Arbeitsstunden im Monat. Oder 
ich nehme lieber einen Minijobber, der die volle 
Arbeit macht. Dann kommt man zum Ergebnis, 
dass für den Arbeitgeber die zwei Minijobber teu-
rer sind. Wenn man die Wahl hätte, würde man 
aus finanziellen Gründen wahrscheinlich eher den 
einen Beschäftigten haben wollen. Das heißt, 
wenn man ausweicht auf zwei Minijobs an der 
Stelle, dann sind es andere Motivlagen. Insbeson-
dere zur heutigen Zeit ist das eher die Nachfrage 
nach diesen Beschäftigungsverhältnissen, die 
nicht als Vollzeit geleistet werden wollen. Da 
kommt nämlich als Motivationslage für den Mi-
nijobber dazu, dass, wenn er 450 Euro verdient 
und man hätte jetzt mehr Arbeit für ihn, zum Bei-
spiel eine Stunde mehr im Monat, dann hätte er 
seine 460 Euro. Vorher hatte er 450 Euro raus und 
danach nur noch 360, weil die Abzüge einfach 
dazu führen, dass er weniger raus hat. Das Prob-
lem für den Arbeitgeber ergibt sich dort aus der 
Motivationslage des Arbeitnehmers, der nicht 
möchte, dass er in die sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung kommt, wenn er einmal einen 
Minijob bei ihm hat und nicht mehr will. Das gilt 
aber nicht pauschal. Man kann auch durchaus be-
obachten, dass, wenn genug Arbeitsvolumen vor-
handen ist und das Angebot des Arbeitgebers 
kommt, man nicht groß aufstocken möchte, so 
dass der Minijobber dies dann annimmt. Aber 
vielfach ist eben so, dass in der Nebentätigkeit 
beim Hinzuverdienst nicht gewollt ist, dass man 
diese 450 Eurogrenze reißt. Deswegen kommt es 
zu dem Dilemma, dass bei einer Lohnerhöhung in 
der Folge einfach nur eine Arbeitszeitreduzierung 
dabei rauskommt.  

Abgeordneter Kartes (CDU/CSU): Ich wollte noch-
mal zu dem Vorschlag der FDP, der hier heute 
auch auf dem Tisch liegt, IAB und auch DIW fra-
gen: Wie beurteilen Sie denn den Vorschlag, den 
wir hier zu debattieren haben? Ist das aus Ihrer 
Sicht sinnvoll und richtig, entsprechend vorzuge-
hen oder haben Sie eine andere Vorgehensweise, 
die Sie uns vorschlagen würden? 

Sachverständiger Dr. Stegmaier (Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagen-
tur für Arbeit): Dieser Vorschlag enthält zwei Ele-
mente. Das eine Element ist eine dynamische An-
passung der maximalen Verdienstgrenze bei ge-
ringfügiger Beschäftigung entsprechend der Lohn-
entwicklung o.a. Kriterien. Hier hat man gegen-
wärtig die Situation, dass die geringfügigen Be-
schäftigten das Problem haben, dass die Maximal-
löhne nur sehr unregelmäßig und in langjährigen 
Abständen angehoben werden. Von daher wirken 
diese Maximalgrenzen für einen Teil der geringfü-
gig Beschäftigten als Lohnbremse. Wahrscheinlich 
nicht nur für einen Teil, sondern für die überwie-
gende Mehrzahl, weil das, wenn ich eine Maxi-
mallohngrenze festsetze, bei den Personen, die 

450 Euro verdienen und dies schon seit drei Jah-
ren ausstrahlt auf die anderen geringfügig Beschäf-
tigten. Die Arbeitgeber dort würden auch nicht be-
reit sein, deren Löhne zu erhöhen, auch wenn es 
nur 200 Euro im Monat sind. Das ist das Problem. 
Hier meine ich, könnte man sich durchaus eine 
Dynamisierung vorstellen. Die Dynamisierung in 
der Art, dass man beispielsweise als Maßstab für – 
ich versuche es einmal zu formulieren - einen sa-
lar mobile, was wir aus der italienischen Lohnpo-
litik kennen, einführt, die sich beispielsweise an 
irgendwelchen messbaren Löhnen, die das Statis-
tische Bundesamt jedes Jahr herausgibt oder da-
ran, wie die Mindestlohnkommission die Mindest-
löhne erhöht, orientiert. Das müsste auch jährlich 
sein. Das andere Element ist ein ganz anderes. 
Hier geht es um eine erhebliche Erhöhung dieser 
Maximallöhne, die geringfügig Beschäftigte erzie-
len können.  

Sachverständiger Brenke (Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung e.V.): Bei Personen in der 
Gleitzone soll es bis etwa 1300 € gehen. Das heißt, 
man würde diesen Bereich sehr stark ausweiten. 
Das hat zum einen die Folge, dass es die Einnah-
men des Staates mindern würde bei den Sozialab-
gaben und auch bei den Steuern wahrscheinlich. 
Und zum anderen würde es dazu führen, dass ge-
nerell ein Lohndruck ausgeübt wird. Wir haben in 
Deutschland ohnehin eine problematische Lohn-
entwicklung, was uns auch immer wieder von un-
seren Nachbarn angekreidet wird. Das würde dazu 
führen, dass ein Druck auf die Löhne ausgeübt 
wird, weil nämlich - und das ist glaube ich Kon-
sens - dadurch, dass bestimmte Beschäftigungsfor-
men privilegiert werden, der Wettbewerb verzerrt 
wird. Dieses Privileg bekommen letztendlich nicht 
die Arbeitnehmer, sondern es bekommen die Ar-
beitgeber, die eben von daher über den Arbeitneh-
mer das Angebot machen können: netto für brutto. 
Und weil für die Arbeitnehmer netto für brutto ist, 
muss man auch nicht so hohe Löhne zahlen. Das 
heißt, über diese Beschäftigungsformen übt man 
Druck auf die Löhne aus. Und von daher ist es aus 
unserer Sicht problematisch, auch mit Blick auf 
die gesamte volkswirtschaftliche Entwicklung, wo 
wir dafür plädieren, dass eigentlich der Vertei-
lungsspielraum ausgeschöpft werden müsste. Hier 
würde eine solche Reform in die andere Richtung 
zielen.  

Vorsitzender Birkwald: Vielen Dank, Herr Brenke. 
Die restlichen 14 Sekunden gehen dann an die 
Anderen. Jetzt kommen wir zur Befragungsrunde 
der SPD-Fraktion, und die erste Frage stellt die 
Kollegin Hiller-Ohm. 

Abgeordnete Hiller-Ohm (SPD): Ich möchte den 
DGB, Herrn Jakob fragen, wie Sie die Initiative der 
FDP Fraktion beurteilen? Vor allen Dingen, wie 
Ihre Reformvorstellungen sind, vor allem auch, 
was den Klebeeffekt und die sogenannte Minijob-
falle anbelangt, wie das überwunden werden 
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kann? Ist das der richtige Ansatz, den die FDP hier 
zeigt, oder haben Sie da andere Vorstellungen?  

Sachverständiger Jakob (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Es ist so, dass man die Arbeits-
marktinstrumente immer auch vor dem Hinter-
grund der aktuellen Situation beurteilen muss. 
Man hat die Minijobs 2003 erweitert, als wir hohe 
Arbeitslosigkeit hatten und hat damit die Hoff-
nung verbunden, Arbeitslosen zusätzliche Wege in 
den Arbeitsmarkt zu ebnen, was weitgehend nicht 
funktioniert hat, wie das meine Vorredner schon 
dargelegt haben. Heute ist die Situation eine völlig 
andere: Wir haben einen Fachkräftemangel, und 
wir haben hier ein Instrument, mit dem künstlich 
Arbeitszeit massiv verknappt wird. Die Anreiz-
struktur - das ist auch in zahlreichen Studien, un-
ter anderem auch von Herrn Wippermann für das 
Familienministerium - dargelegt worden. Die An-
reizstruktur ist so, dass nur sehr kleine Arbeitsver-
hältnisse ausgeübt werden. Vor allen Dingen ist 
eine Anhebung der Arbeitszeit über diese Grenze 
hinaus in einem sehr breiten Band unattraktiv. 
Wenn ich jetzt - sagen wir mal - 10 oder 12 Stun-
den arbeite, dann muss ich schon mindestens auf 
18, 20 oder mehr Stunden gehen, damit sich über-
haupt der Sprung über die 450 € Grenze lohnt. Das 
heißt also, wir verknappen gerade in diesem höhe-
ren Teilzeitbereich  das Arbeitsangebot. Insoweit 
halten wir diese Anhebung für falsch. Ich sehe al-
lerdings ihr Dilemma als Politik. Ihre Vorgänger 
haben in den 50er Jahren ein Modell eingeführt, 
was damals noch an der Hausfrauenehe orientiert 
war. Sie haben jetzt große Probleme, diese einmal 
eingeführte Subvention wieder zurück zu drehen. 
Das verstehe ich, deswegen hat der DGB auch Vor-
schläge zur Reform gemacht, die Begleitregelun-
gen vorsehen. Wir haben einmal vorgeschlagen, 
dass man am Anfang eine Gleitzone einführt. Die 
Gleitzone haben wir bereits heute schon, die ist 
gerade auf 1300 € verlängert worden. Unser Vor-
schlag ist, diese Gleitzone nach vorne zu verlän-
gern, aber ab dem ersten Euro sozialversicherungs-
pflichtig zu machen, zusätzlich schlagen wir vor 
zum Beispiel das Faktorverfahren im Steuergesetz 
verpflichtend einzuführen, so dass auch die Steu-
erbelastung gefühlt eine andere ist. Wir haben vor-
geschlagen, für gemeinnützige Vereine, Sportver-
eine, Jugendvereine usw. Sonderregelungen zu 
machen, aber nicht im Sozialrecht, sondern im 
Steuerrecht. Und wir haben vorgeschlagen, für 
Rentner eine Sonderregelung zu belassen die mög-
licherweise so aussehen könnte wie die Minijobre-
gelung. Die Rentner sind aus unserer Sicht nicht 
das Problem. Wir müssen die 3 Millionen Perso-
nen in der Haupterwerbsphase erreichen, davon 
70 % Frauen. Das Ganze kann verbunden werden 
mit einer langen Übergangsphase, z. B. könnte 
man für drei oder fünf Jahre die bestehenden Mi-
nijobs so lassen und nur die Neuregelung für neue 
Beschäftigungsverhältnisse machen. So glauben 
wir, dass man einerseits dieser Falle entkommen 

kann und andererseits auch Akzeptanz in der Be-
völkerung finden würde für die Überwindung die-
ser Situation. Aber wenn wir sie heute verlängern, 
vergrößern wir das Problem noch einmal deutlich 
und wir kommen da nie mehr raus. 

Abgeordneter Rützel (SPD): Meine Frage geht an 
die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten. 
Herr Heilmann, wie schätzen Sie denn die vorge-
sehenen und vorgeschlagenen Regelungen ein in 
Bezug auf die Auswirkungen der Arbeitsmarktbe-
teiligung vor allem von Frauen? Sehen Sie, dass 
Fehlanreize geschaffen werden können, in dieser 
geringfügigen Beschäftigung zu verharren, zu blei-
ben anstatt das Arbeitsvolumen auszuweiten und 
in eine reguläre Beschäftigung zu gehen? 

Sachverständiger Heilmann (Gewerkschaft Nah-
rung-Genuss-Gaststätten): Die 450 Euro-Grenze 
wirkt jetzt schon wie ein Deckel. Wenn wir die 
Grenze dynamisieren und erhöhen, dann verstär-
ken wir Anreize für diese Beschäftigungsform. Da 
überwiegend Frauen in diesen Beschäftigungsver-
hältnissen arbeiten, die nachher in der Rente ja 
nicht davon profitieren, würde man bestimmte 
Rentenprobleme bei einer bestimmten Anzahl von 
Kolleginnen einfach zementieren. Wir organisie-
ren auch das Bäckerhandwerk und das Gastge-
werbe, wo sich ein Großteil dieser Minijobs findet. 
Damit würde man auch dem Fachkräftemangel in 
diesen Bereichen nicht helfen. Mein Kollege Jakob 
hat das ja gerade ausgeführt, dass die Grenze so 
wirkt, dass es sich nicht lohnt mehr zu arbeiten. 
Insofern wäre eine Ausweitung und Dynamisie-
rung ein Paradox.  

Abgeordnete Hiller-Ohm (SPD): Meine Frage rich-
tet sich an Herrn Prof. Preis. Es gibt viele Teilzeit-
beschäftigte, die derzeit am unteren Ende der 
Gleitzone voll versicherungspflichtig beschäftigt 
sind und mehr als den gesetzlichen Mindestlohn 
verdienen. Wie schätzen Sie die Gefahr ein, dass 
diese Personengruppe in den Bereich der geringfü-
gig entlohnten Beschäftigung gerät und damit 
dann die eigenständige soziale Absicherung ver-
liert? 

Sachverständiger Prof. Dr. Dr. h.c. Preis: Man hat 
für diese Fälle eine Übergangsregelung vorgesehen 
in den entsprechenden Zweigen der Sozialversi-
cherung. Diese Übergangsregelung ist allerdings 
befristet bis zum 31. 12. 2020. Ich kann damit Ihre 
Frage bejahen. Ja, das kann passieren, dass dann 
nach 2020 Arbeitnehmer, die seit langem in der 
Midi-Zone sind, dann nur noch geringfügig Be-
schäftigte sind und aus der Sozialversicherungs-
pflicht herausfallen. Das muss man entsprechend 
einkalkulieren und das hat der Gesetzentwurf ge-
sehen und so gelöst, wie ich es gerade gesagt habe. 
Das kann bei dem einen oder anderen dazu füh-
ren, dass er das unbefriedigend findet. Das könnte 
ich nachvollziehen. 
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Abgeordneter Kapschack (SPD): Meine Frage geht 
an den DGB. Sie haben es eben schon einmal an-
gesprochen, das Thema Fachkräftebedarf, aber 
vielleicht können Sie es noch einmal ausführen. 
Wie bewerten Sie den Gesetzentwurf im Hinblick 
auf den steigenden Fachkräftebedarf in Deutsch-
land? Ist die Dynamisierung der Verdienstgrenzen 
ein probates Mittel, um dieser Entwicklung entge-
gen zu wirken? 

Sachverständiger Jakob (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Ich hatte ja schon gesagt, das wird 
den Fachkräftemangel weiter verstärken. Ich habe 
hier einen Artikel der Berliner Zeitung. Da hat die 
FDP-Abgeordnete Nicole Westing die BA kritisiert, 
dass sie es nicht schafft, ausreichend Fachkräfte 
aus dem Ausland zu rekrutieren, die in Pflegebe-
rufen arbeiten wollen. Ich habe den Eindruck, 
dass ziemlich falsche Vorstellungen da sind, was 
wir an Fachkräften aus dem Ausland holen kön-
nen, erst recht im Pflegebereich. Hier wird auch 
das Fachkräftegesetz, das die Bundesregierung in 
Arbeit hat, nicht viel dran ändern. Das Potenzial, 
gerade in diesen bei uns kritischen Berufen, ist 
sehr, sehr begrenzt. Wir haben 700.000 Personen, 
die im Gesundheitswesen einen Minijob ausüben. 
Wenn wir es schaffen würden, dass diese Perso-
nen z. B. nur um zehn Stunden die Arbeitszeit an-
heben würden, was sie aber derzeit nicht tun, 
wäre das schon ein erheblicher Beitrag zur Behe-
bung des Fachkräftemangels. Insofern verstehe ich 
nicht, wie man auf die Idee kommen kann, diese 
etwas unsinnige Regelung jetzt noch zu verschär-
fen im Grunde und weitere 500.000 Personen in 
den Minijob-Bereich reinzuholen. 500.000 Perso-
nen, das sind diejenigen, die heute zwischen 450 
und 550 Euro verdienen. Es kann sein, dass die 
ihre Arbeitszeit anpassen, das wissen wir nicht. 
Aber es ist auf jeden Fall ein erheblicher Teil, der 
dann zusätzlich zu Minijobbern wird. Man ver-
schärft das Problem zusätzlich. Ich hatte vorhin 
schon mal über die Studie von Professor Wipper-
mann gesprochen. Professor Wippermann spricht 
von einer Honigspur, die der Gesetzgeber gelegt 
hat, damit der Arbeitnehmer sich falsch verhält. 
Es kann in einer Zeit hoher Arbeitslosigkeit richtig 
sein, die Arbeitszeit zu verknappen. Aber dann 
muss man auch im Umkehrschluss reagieren, 
wenn sich die Situation ändert. Das erwarte ich 
derzeit vom Gesetzgeber und nicht noch eine Ver-
schärfung der Situation. 

Abgeordnete Breymaier (SPD): Ich hätte eine 
Frage an Herrn Dr. Thomsen. Und zwar hatten Sie 
sich öffentlich durchaus positiv zum Vorschlag 
der FDP geäußert. Ich wollte gern wissen, ob diese 
Positionierung mit ihren Partnern in der Selbstver-
waltung, also mit dem Vorstand abgestimmt ist o-
der ob das Ihre ganz persönliche Position ist? 

Sachverständiger Dr. Thomsen (Minijob-Zentrale 
Essen): Ihre Frage bezieht sich auf ein Interview 

mit der Funke-Mediengruppe. Dort habe ich ge-
sagt, dass Dynamisierung von Größen wie zum 
Beispiel der Geringfügigkeitsgrenze ein in der So-
zialpolitik durchaus gängiges Verfahren ist und im 
Übrigen bei Minijobs in der Vergangenheit auch 
schon passiert ist. Was die Presse daraus gemacht 
hat, Leiter der Minijobzentrale fordert Dynamisie-
rung der Minijob-Grenzen, ist etwas, was nicht 
mehr in meinem Einflussbereich gelegen hat und 
was Sie aus der Politik sicherlich zur Genüge ken-
nen. Ansonsten genieße ich durchaus insoweit das 
Vertrauen der Selbstverwaltung, dass solche Posi-
tionen im Detail vorher nicht abgestimmt werden 
bei uns im Haus. Von daher kann ich Ihnen jetzt 
nicht sagen, wie die Selbstverwaltung das sieht, 
zumal die ja nun auch bekanntermaßen, paritä-
tisch zusammengesetzt ist. 

Abgeordneter Kapschack (SPD): Meine Frage geht 
an Herrn Prof. Preis. Die Einführung der Bei-
tragsprivilegierung bei der geringfügigen Beschäf-
tigung wurde auch mit der Bekämpfung der 
Schwarzarbeit begründet. Ist dies Ihrer Meinung 
nach im Laufe der Jahre gelungen? Punkt 2: Wür-
den die Vorschläge im Gesetzentwurf zu diesem 
Ziel positiv beitragen? 

Sachverständiger Prof. Dr. Dr. h.c. Preis: Das ist 
eine insofern schwierige Frage, als dass ich nicht 
über die Möglichkeiten verfüge, das Ausmaß von 
Schwarzarbeit zu ermitteln. Es ist allerdings so, 
dass man auf Kongressen hört und insbesondere 
auch natürlich der Zoll entsprechende Erfahrun-
gen berichtet, dass die Minijob-Regelungen sogar 
umgekehrt Schwarzarbeit vertuschen helfen. Das 
ist ein relativ einfaches Verfahren. Man hat einen 
entgeltgeringfügigen Vertrag, den man schließt o-
der einen zeitgeringfügigen Vertrag. Das hat man 
dann alles ordnungsgemäß bei Herrn Thomson an-
gemeldet, aber gearbeitet werden nicht die zehn 
Stunden Minijob, sondern es werden 50 Stunden 
gearbeitet und 40 Stunden werden schwarz abge-
wickelt. Vor dem Hintergrund dieser teilweisen 
Legitimation des ganzen Vorgangs über geringfü-
gige Beschäftigung ist es sozusagen für die ermit-
telnden Behörden teilweise sehr viel schwieriger, 
Schwarzarbeit zu ermitteln. Es ist genau umge-
kehrt. Geringfügige Beschäftigung erleichtert Miss-
bräuche durch Schwarzarbeit. 

Abgeordnete Breymaier (SPD): Ich hätte eine 
Frage an Herrn Jakob. Sie haben es schon darge-
stellt, geringfügig Beschäftigte haben weder einen 
eigenständigen Sozialversicherungsschutz, noch 
erzielen sie ein existenzsicherndes Einkommen. 
Gleichzeitig besteht aber ein hoher Klebeeffekt. 
Welche Folgen hat das aus Ihrer Sicht für die be-
troffene Personengruppe für die Absicherung im 
Alter? 

Sachverständiger Jakob (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Es ist vorhin schon dargelegt wor-
den, dass die meisten Beschäftigten darauf ver-
zichten, eine eigenständige Altersversicherung im 
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Minijob abzuschließen. Andererseits ist es so, 
wenn sie es täten, würde das auch nur sehr unwe-
sentlich zur Verbesserung der Situation beitragen. 
Insofern kann man durchaus nachvollziehen, dass 
viele sagen, „wenn ich jetzt zwei Euro anzahle 
und kriege dafür einen Euro mehr Rente, das 
bringt’s nicht so richtig“. Man müsste - glaube ich 
- die Anreizwirkung für diese Kleinstarbeitszeit 
und auch für Kleinstlöhne verändern, wenn man 
tatsächlich diese Spirale durchbrechen will. An-
sonsten ist es so, dass wir 600.000 Personen ha-
ben, die gleichzeitig Hartz IV beziehen. In diesem 
Fall erfolgt die soziale Sicherung, zumindest in 
der Krankenversicherung über die öffentlichen 
Kassen. Auch das ist aus meiner Sicht problema-
tisch. Das Minijob-System ist nicht gerade dafür 
angelegt, dass man das Hartz IV-System verlässt, 
weil es im Grunde derzeit eine sehr lukrative 
Kombination von Grundsicherungsleistung und 
Minijob ist. Auch dort bedarf es einer besseren 
Übergangsregelung, die dazu beiträgt, dass auch 
Arbeitslose möglichst aus diesem Minijob-System 
rauskommen.  

Abgeordnete Hiller-Ohm (SPD): Meine Frage rich-
tet sich auch an Herrn Jakob vom Deutschen Ge-
werkschaftsbund. Die FDP begründet ihren Ge-
setzentwurf unter anderem damit, mehr Gerechtig-
keit für Geringverdienende herstellen zu wollen, 
indem sie an der Mindestlohnsteigerung teilhaben 
sollen. Es wird auch ausgeführt, dass durch die 
Gesetzesänderung Altersarmut bekämpft werden 
soll. Wie schätzen Sie diese Begründung der FDP-
Fraktion ein? 

Sachverständiger Jakob (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Die Sache mit der Gerechtigkeit ist 
so ein bisschen das Problem. Ich kann es nachvoll-
ziehen, dass bei jemandem, der 450 Euro verdient, 
der Mindestlohn angehoben wird und die Arbeits-
zeit sich reduziert der Arbeitsdruck zunimmt. Ich 
kann es verstehen, dass da ein Problem entsteht. 
Das Problem lässt sich nicht dadurch lösen, dass 
man die Grenze weiter aufschiebt. Insofern bin ich 
der Meinung, dass wir jetzt die Diskussion begin-
nen müssen, wie wir tatsächlich aus dem System 
rauskommen. Ich weiß, dass das wahrscheinlich 
unter den derzeit gegebenen Bedingungen der gro-
ßen Koalition, wo der Punkt auch nicht im Koaliti-
onsvertrag verankert ist, wahrscheinlich schwierig 
ist, aber es wäre jetzt Zeit, zumindest diese Dis-
kussion zu beginnen. Das könnte man machen im 
Zuge der Fachkräftediskussion. Wir haben eine 
Fachkräfteallianz, wo wir uns auch über die Aus-
wirkung auf den  örtlichen Arbeitsmarkt unterhal-
ten. In dem Zusammenhang könnte man auch 
diese Frage stellen, wie wir es schaffen können, 
dass Fachkräfte mehr arbeiten. Es gibt eine Unter-
suchung – ich glaube die ist von Ihnen (gemeint 
ist das IAB): Wenn man es erreichen würde, das 
Beschäftigungsniveau von Frauen dem europäi-
schen Spitzenland anzugleichen, das ist in diesem 

Fall Schweden, dann hätte man zusätzliches Fach-
kräftepotenzial von 890.000 Stellen bzw. Vollzeit-
äquivalenten. Das ist aus meiner Sicht das mit Ab-
stand größte Potenzial, was wir in Deutschland ha-
ben. Wir sollten uns dringend Gedanken machen, 
wie wir dieses Potenzial auch ausschöpfen kön-
nen.  

Vorsitzender Birkwald: Dann kommen wir damit 
zur Befragungszeit der AfD-Fraktion, und die erste 
Frage stellt der Abgeordnete Uwe Witt. 

Abgeordneter Witt (AfD): Meine erste Frage geht 
an Dr. Thomsen von der Minijob-Zentrale. Sie be-
nennen gesondert in Ihrer Stellungnahme den 
Gastgewerbebereich. Gegner des Minijobs führen 
immer das Ziel an, dass sozialversicherungspflich-
tige Vollzeitarbeitsplätze geschaffen werden und 
nicht solche Stellen in Minijobs aufgeteilt werden 
sollten. Nunmehr zu meiner zweigeteilten Frage: 
Welche Aussagen können Sie darüber treffen, ob 
und in welchem Umfang Vollzeitstellen in Mi-
nijobs zerlegt wurden? Zweitens: Halten Sie die 
Minijobs im Gastronomiebereich für existenziell 
und ist es gerade für Beschäftigte dort von beson-
derer Bedeutung, an der Lohnentwicklung teilzu-
haben? Sie arbeiten oft schwerpunktmäßig nur in 
der Hauptsaison.  

Sachverständiger Dr. Thomsen (Minijob-Zentrale 
Essen): Zu den Zahlen und Daten, die wir zum Be-
reich Gastronomie haben. Wir können Ihnen sa-
gen, dass in dem Bereich Gastronomie und Gastge-
werbe die Zahl der Minijobber in den letzten Jah-
ren langsamer gestiegen ist als die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten. Das ist eine 
Aussage. Die andere Aussage ist aber auch, dass 
der Anteil der Minijobber an den Beschäftigten 
insgesamt relativ hoch ist im Vergleich zu anderen 
Branchen. Er ist allerdings nach unseren Unterla-
gen in den letzten Jahren nicht gestiegen. Was jetzt 
das Thema Lohnentwicklung in diesem Bereich 
anbetrifft, so fehlen mir da so ein bisschen die De-
tailkenntnisse, weil wir in einzelnen Branchen 
jetzt keine gesonderten Verdiensterhebungen 
durchführen. 

Abgeordneter Witt (AfD): Meine Frage geht an das 
IAB, Dr. Stegmaier hätte ich gerne befragt. Neh-
men wir einmal ein einfaches Beispiel aus der täg-
lichen Praxis: eine Familie mit zwei Kindern, der 
Vater ist Lkw-Fahrer, die Mutter Hausfrau mit ei-
nem Minijob, weil zeitlich aufgrund der Kinderbe-
treuung mehr nicht möglich ist. Wie würde es sich 
steuerlich auswirken, wenn die Mutter durch eine 
Mindestlohnerhöhung vom Minijob in den Mi-
dijob fallen würde? Mit wieviel weniger Einkom-
men trotz höherem Stundenlohn müsste dann 
diese Familie rechnen? Halten Sie das dann für so-
zial?  

Sachverständiger Dr. Stegmaier (Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagen-
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tur für Arbeit): Das ist natürlich mit den Detailan-
gaben eine nicht so einfach zu beantwortende 
Frage. Generell ist es so, dass man durch den 
Wechsel in den Midijob-Bereich dann zunächst 
eine höhere steuerliche Belastung hat. Das sind 
natürlich Anreizeffekte, die dann zum Teil ver-
mieden werden wollen. Deswegen haben wir letzt-
lich diese Klebe- oder Einsperreffekte, die wir bei 
der Erwerbsform finden können. Zu einer Gerech-
tigkeitsbeurteilung gehört aus der Sicht des IAB 
die Gesamtbetrachtung der Verhältnisse. Dort 
kann man ein bisschen ausholen - und auch das, 
was die Vorredner zum Teil schon angesprochen 
haben, allerdings nicht immer in der Ausführlich-
keit, wie das IAB denkt – und das ist erforderlich. 
Man sollte sich nochmals das verteilungspoliti-
sche Argument dieser Gesetzesvorlage vor Augen 
führen. Da ist es so, dass grundsätzlich diese Net-
tolohnsteigerungen, die man gerade in dem Be-
reich von 450 bis 550 Euro hat, aus unserer Sicht 
generell nicht geeignet sind, um die Bedürftigkeit 
oder Armutsrisiken zu senken. Man muss sich da-
bei auch vor Augen führen, dass für dieses vertei-
lungspolitische und Gerechtigkeitsargument 
durchaus eine relevante Perspektive ist, dass ge-
ringfügige Jobs nicht spezifisch sind und aus-
schließlich von Arbeitnehmern ausgeführt wer-
den, die im unteren Einkommensbereich anzusie-
deln sind, sondern sie verteilen sich über die ge-
samte Lohnverteilung. Wenn wir dort den Vor-
schlag so umsetzen, dann kommt man dahin, dass 
man auch die Gutverdiener mit entlastet. Das ist 
also kein Konzept, das sozusagen zielgerichtet an 
der Gerechtigkeitsschraube dreht. Bei einem relati-
ven Armutsbegriff, wie wir ihn verwenden, haben 
wir dann die Situation, dass sich dort im Grunde 
nicht viel tut. Das ist sozusagen die Perspektive 
des IAB auf diese verteilungs- und gerechtigkeits-
politische Argumentation.  

Vorsitzender Birkwald: Wir stoppen jetzt kurz die 
Uhr, Herr Witt. Ich freue mich über die Höflich-
keit unserer anwesenden Sachverständigen, weise 
aber genauso höflich darauf hin, dass es wichtig 
ist, dass alles, das was Sie sagen, im Protokoll auf-
genommen wird. Deswegen ist im Zweifelsfall das 
gut artikulierte Sprechen in das Mikrofon wichti-
ger als der freundliche Augenkontakt, den ich an-
sonsten sehr schätze. Jetzt geht es weiter mit der 
nächsten Frage von Herrn Witt.  

Abgeordneter Witt (AfD): Die nächste Frage geht 
an Herrn Schäfer vom Institut der Deutschen Wirt-
schaft. Sie halten es für sinnvoll, Minijobs einer 
dynamisierten Entwicklung zu unterwerfen. Das 
ist auch gut so. Halten Sie es für sinnvoll und ge-
rechtfertigt, bei der Dynamisierung der Verdienst-
grenze die Freiwilligkeit bei der Rentenversiche-
rung zur Pflicht zu verändern, um der negativen 
Beurteilung der Minijobs durch den Deutschen 
Gewerkschaftsbund u. a. entgegen zu treten? Ver-
schärft die starre Verdienstgrenze nicht die 

schwierige Personalsituation, gerade in den klei-
nen Unternehmen, in Handwerksbetrieben oder 
Einzelhandelsbetrieben, überall dort, wo Minijob-
ber auch zur Entlastung der mitarbeitenden Eigen-
tümer eingesetzt werden? 

Sachverständiger Schäfer (Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln e.V.): Wenn man die Rentenversi-
cherungspflicht, was im Moment so eine opt-out 
Regelung ist, abschaffen würden, dann wäre das 
natürlich ein Schritt hin zur gänzlichen Abschaf-
fung der Minijobregel überhaupt, weil die Befrei-
ung von den Arbeitnehmerbeiträgen zur Sozialver-
sicherung ein Wesenselement der geringfügigen 
Beschäftigung ist. Das wäre insofern keine Rege-
lung, die jetzt, wenn man diese Beschäftigungs-
form erhalten will, wirklich auch gerecht wird. 
Zur Frage der Arbeitskräftenachfrage in einzelnen 
Branchen, beim Handwerk beispielsweise oder 
auch im Handel, da ist meines Erachtens die Ein-
satzlogik der geringfügigen Beschäftigung eben 
nicht determiniert durch irgendwelche sozialver-
sicherungsrechtliche Regeln. Es wurde auch schon 
dargelegt, dass der Einsatz von geringfügiger Be-
schäftigung  für den Arbeitgeber sogar teurer ist 
als bei sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gung. Die Einsatzlogik determiniert sich im We-
sentlichen aus den betrieblichen Erfordernissen, 
sehr illustrativ im Handel. Da habe ich nun einmal 
Bedarf am Samstagmittag, weil die Leute dort ein-
kaufen, und ich kann den Arbeitnehmer am Mon-
tagvormittag nicht mehr wirklich gebrauchen, weil 
da viel weniger Kunden kommen. Dieser punktu-
elle Arbeitskräftebedarf ist im Wesentlichen das, 
was diese Flexibilität auf Seiten der Nachfragen 
der Betriebe ausmacht.  

Abgeordneter Witt (AfD): Ich traue mich mal an 
den Deutschen Gewerkschaftsbund, Herrn Jakob. 
Gerade im Privatbereich sind in den letzten Jahren 
viele Minijobs entstanden; sie dienen als Haus-
haltshilfe, zur Unterstützung alter, kranker, behin-
derter Menschen, Familien mit kleinen Kindern, 
teilweise auch zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Zu meiner Frage: Halten Sie es für realis-
tisch, sozialversicherungspflichtige Teil-und Voll-
zeitstellen in diesem Bereich zu schaffen durch 
die gezielte Verteuerung der Arbeitgeberbruttokos-
ten? 

Sachverständiger Jakob (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Zunächst einmal: Der Privathaushalt 
ist bei den Minijobs besonders begünstigt, weil 
dort ein verringerter Abgaben-Satz besteht. Inso-
fern halten wir, was die Beschäftigung im Privat-
haushalt angeht, auch eine steuerliche Subventio-
nierung für sinnvoll, auch wenn man sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung einführt. Das 
Ziel muss sein, die Arbeitsplätze zu bündeln. In 
den meisten Haushalten ist nicht ein Bedarf für 20 
oder 30 Stunden. Insofern muss man Wege finden 
im Privathaushalten, mehrere Haushalte zu kom-
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binieren. Dazu braucht es Hilfen bei der Bürokra-
tiebewältigung. Wir halten es aber auch für sinn-
voll, wie andere Länder, Frankreich oder Belgien 
es gemacht haben, mit steuerlichen Subventionen 
gezielt Arbeitsplätze zu schaffen. Wenn man einen 
sozialversicherungspflichtigen existenzsichernden 
Arbeitsplatz schafft durch die Kombination meh-
rerer Privathaushalte, rechtfertigt das durchaus 
auch eine steuerliche Subvention.  

Vorsitzender Birkwald: Dann kommen wir zu der 
Befragungsrunde der FDP-Fraktion. Hier stellt die 
erste Frage der Kollege Pascal Kober.  

Abgeordneter Kober (FDP): Die erste Frage richtet 
sich an Herrn Schäfer vom Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln e.V. Können Sie zunächst einmal 
ausführen, worum es denn in der Sache nach bei 
einem Minijob oder bei der Minijobgrenze über-
haupt geht?  

Sachverständiger Schäfer (Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln e.V.): Die Minijobs wurden bei 
der Reform 2003 so ein bisschen als Instrument 
zur Förderung des Arbeitsmarktes ganz generell 
gesehen. Ich denke, das war zum einen nicht von 
Erfolg gekrönt, zum anderen aber auch fehlgelei-
tet. Ich sehe die Funktion der Minijobgrenze im 
speziellen in einer Bagatellgrenze. Es macht ein-
fach keinen Sinn für jedes wirklich kleinste Be-
schäftigungsverhältnis, die gesamte Maschinerie 
der Sozialversicherungsbürokratie anzuwerfen 
und für kleinste Verdienste Beiträge zu berechnen 
und einzuziehen, dann im Leistungsfall minimale 
Leistungen zu berechnen und wieder auszuzahlen. 
Diese Bagatellgrenze ist im Grunde genommen et-
was, was Beschäftigungsverhältnisse im kleinsten 
Ausmaß vor einer ineffizienten übertriebenen So-
zialversicherungsbürokratie schützt.  

Abgeordneter Kober (FDP): Meine zweite Frage 
richtet sich auch an Herrn Schäfer. Häufig wird ei-
nem in der Debatte entgegengehalten, dass Arbeit-
geber dazu animiert sind, sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse in Minijobs 
zu zergliedern. Können Sie das aus Ihrer Sicht be-
stätigen? 

Sachverständiger Schäfer (Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln e.V.): Mir liegen keine empirisch 
begründeten Belege dafür vor, dass es diese Zerle-
gung in größerem Umfang auch gibt. Die Entwick-
lung der ausschließlich geringfügigen Beschäfti-
gung in den letzten Jahren zeigt ja auch relativ ein-
deutig, dass wir es ja im Zuge auch der Gesun-
dung des deutschen Arbeitsmarktes mit einem er-
heblichen Aufwuchs an sozialversicherungspflich-
tiger Beschäftigung zu tun hatten bei einer gleich-
zeitigen Stagnation, am aktuellen Rand sogar Ab-
nahme, der ausschließlich geringfügigen Beschäf-
tigung. Auch bei der Anhebung der Minijobgrenze 
2013 ist es ja nicht zu einer starken, sprunghaften 
Erhöhung der Anzahl der geringfügigen Beschäfti-
gung gekommen. 

Abgeordneter Kober (FDP): Ich würde noch ein-
mal eine Frage an Herrn Schäfer stellen, die jetzt 
aus der jetzigen Diskussion entstanden ist. Es 
wurde von der Minijob-Falle gesprochen und es 
wurde so der Eindruck erweckt, als wäre die Ver-
dienstgrenze da die Ursache. Wie bewerten Sie in 
dem Zusammenhang beispielsweise die Steuer-
klasse V, Kinderbetreuungsmöglichkeiten oder 
ähnliche Faktoren, die vielleicht dazu führen, dass 
der Minijob attraktiv oder eine Notwendigkeit ist? 

Sachverständiger Schäfer (Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln e.V.): Dieses Bild der Minijob-
Falle impliziert ja, dass die Arbeitnehmer unfrei-
willig einen Minijob machen und eigentlich lieber 
mehr Stunden arbeiten wollten. Das trifft aller-
dings nur, da haben wir durchaus ein paar empiri-
sche Erkenntnisse dazu, für einen Teil der Mi-
nijobber zu. Ich hatte die Zahlen vorhin genannt, 
etwa ein Drittel möchte länger arbeiten, darunter 
nur ungefähr ein Zehntel, also etwas mehr als 
10 %, die tatsächlich auch Vollzeit arbeiten wol-
len. Also insofern ist die Minijob-Falle für die 
überwiegende Anzahl der Minijob-Beschäftigten 
nicht gegeben. Man muss natürlich auch auf die 
verschiedenen Gruppen gucken. Es gibt Gruppen 
wie Rentner, Schüler, einige Hausfrauen oder 
Männer, die eben auch so mit dem Arrangement 
zufrieden sind und insofern auch gar keine Veran-
lassung sehen, ihre Arbeitszeit auszudehnen. Jetzt 
helfen Sie mir mal beim zweiten Teil der Frage. 

Abgeordneter Kober (FDP): Welche Rolle spielen 
beispielsweise Faktoren wie die Steuerklasse V, 
die Zuverdienstgrenzen oder auch Betreuungsan-
gebote für Kinder oder ähnliches, wenn es darum 
geht, dass Menschen in einem Minijob arbeiten? 

Sachverständiger Schäfer (Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln e.V.): Also bei denen, die im Mi-
nijob beschäftigt sind und tatsächlich mehr arbei-
ten wollen, bei denen ist ja noch lange nicht ge-
sagt, dass es sozialversicherungsrechtliche oder 
steuerliche Gründe sind, die dieser gewünschten 
Ausweitung der Arbeitszeit entgegenstehen. Das 
können alle möglichen Gründe sein. Sie haben 
jetzt einen möglichen Grund da schon genannt. 
Minijobs werde ganz viel von Frauen ausgeübt, 
insbesondere Frauen, die in Haushalten mit Kin-
dern leben, und natürlich wäre ein Ausbau der 
Kinderbetreuungsinfrastruktur eine Maßnahme, 
die es Frauen ermöglichen würde, ihre Arbeitszeit 
auszudehnen und dabei möglicherweise viel mehr 
Effekt erzeugen als eine Diskussion über eine Ab-
senkung oder Beibehaltung der Minijobgrenzen. 

Abgeordneter Kober (FDP): Vielen Dank, Herr 
Schäfer. Ich würde jetzt gern Herrn Friedrich von 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände fragen. Wie könnte man diese Frage-
stellung aus Sicht von kleineren Betrieben beant-
worten, also die Frage nach einer Erhöhung der 
Minijobgrenze, eine Dynamisierung der Mi-
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nijobgrenze? Welche Vorteile, vielleicht auch wel-
che Notwendigkeit besteht auf Seiten von gerade 
kleinen Betrieben vielleicht in Regionen wie Ba-
den-Württemberg oder ähnlichen? 

Sachverständiger Friedrich (Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Hier liegen 
uns ziemlich viele Rückmeldungen vor aus Mit-
gliedsverbänden, die da besagen, dass hier eindeu-
tig eine Hemmschwelle durch diese Minijobgrenze 
besteht, die verhindert, dass Arbeitsvolumen er-
bracht werden können, weil die Beschäftigten 
nicht bereit sind, länger zu arbeiten, wenn es nicht 
in einem Riesenvolumen ist, so dass es sich für sie 
auch wieder rentabel gestaltet. Aber kleine Ar-
beitsvolumen können derzeit nicht abgefangen 
werden bei einer Erhöhung. Die Gründe wurden 
schon genannt, nämlich durch die Abzüge. Inso-
fern würde diesen Unternehmen mit solchen Be-
schäftigungsverhältnissen eine Erhöhung dieser 
Grenze helfen. Bei einer Dynamisierung würde 
das natürlich auf Dauer angelegt sein. Auf der an-
deren Seite wurde auch viel gesagt, dass die Lohn-
abrechnung schon zu erheblichen Problemen 
kommt an der Stelle. Aber das soll nicht das Tra-
gende sein. Das kriegen wir hin. Wichtig ist, dass 
uns derzeit viel Arbeitsvolumen verloren geht, 
dadurch dass es starr ist und die Beschäftigten 
nicht willens sind, kleine Erhöhungen anzuneh-
men. 

Abgeordneter Kober (FDP): Meine nächste Frage 
geht an die Minijob-Zentrale. Und zwar dahinge-
hend, dass immer wieder die Forderung in den 
Raum gestellt wird, alles in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse umzuwan-
deln. Was würde das aus Ihrer Sicht für die Privat-
haushalte bedeuten, also für die Menschen in Pri-
vathaushalten? Und kann man vielleicht auch sa-
gen, dass Minijobber in Privathaushalten auf der 
anderen Seite entlastend wirken für diese Haus-
halte? 

Sachverständiger Dr. Thomsen (Minijob-Zentrale 
Essen): Insofern man davon ausgeht, dass Privat-
haushalte auch dann noch als Arbeitgeber fungie-
ren, muss ich Ihnen sagen, dass die Erfahrung 
zeigt, dass Privathaushalte mit sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten an der Bürokratie 
scheitern. Das ist jetzt so. Das merken wir immer 
dann, wenn aus bestimmten Gründen, Zusammen-
rechnung von mehreren Minijobs, wenn Minijob-
ber plötzlich sozialversicherungspflichtig werden. 
Die Reaktion der Privathaushalte ist immer, ab-
melden des Minijobbers. Die Regelungen sind so, 
dass ein normaler Haushalt damit deutlich über-
fordert ist. Deshalb vorhin die Forderung oder die 
Vorstellung des DBG, in solchen Fällen eine unter-
stützende Leistung der öffentlichen Hand anzubie-
ten, die Bürokratieaufwand abnimmt. Ansonsten 
sehen wir natürlich auch, dass in Privathaushalten 
Minijobber eine positive Auswirkung haben auf 
die Entlastung von Hausarbeit und damit letztlich 

auch auf die Chance der Haushaltsmitglieder, wie-
derum selbst berufstätig zu werden. 

Abgeordneter Kober (FDP): Vielen Dank, die ver-
bleibenden Sekunden stelle ich der Gesamtheit 
zur Verfügung. 

Vorsitzender Birkwald: Damit ist die Befragungs-
runde der FDP-Fraktion beendet, und wir kommen 
zur Befragungsrunde der Fraktion DIE LINKE. Die 
erste Frage stellt die Kollegin Jessica Tatti. 

Abgeordnete Tatti (DIE LINKE.): Meine erste Frage 
geht an Herrn Heilmann von der NGG. Mich 
würde interessieren, wie Sie diesen Entwurf der 
FDP zur Dynamisierung der Verdienstgrenzen be-
werten und wie er sich Ihrer Ansicht nach auch 
auf die Beschäftigung und auf die Beschäftigten 
auswirken würde, die Sie in Ihrer Gewerkschaft 
betreuen. 

Sachverständiger Heilmann (Gewerkschaft Nah-
rung-Genuss-Gaststätten): Wenn man den Gesetz-
entwurf umsetzen würde, würde sozusagen ein 
falscher Weg einfach weiter gegangen werden. Wir 
halten die Minijobs für einen Fehlanreiz am Ar-
beitsmarkt, halten sie aus rentenpolitischen Grün-
den für schwierig und würden die Sozialversiche-
rungspflicht ab dem ersten Euro befürworten. Auf 
die Beschäftigten wirkt sich das so aus, wie auch 
schon vielfach geschildert. Man würde sozusagen 
die Anreizstrukturen wieder verschieben und ein-
fach die Grenzen höher setzen und damit diesen 
Bereich zementieren. Aus unserer Sicht ist es auch 
nicht so, dass in bestimmten Branchen zum Bei-
spiel Bäckerhandwerk oder Gastgewerbe diese 
Struktur von Jobs aus Flexibilitätsgründen not-
wendig ist. Wir haben gerade im Gastgewerbe Ta-
rifverträge, die sehen Jahresarbeitszeiten vor. Das 
heißt, ich könnte sozusagen auch nachfragegesteu-
ert in einem sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnis ohne weiteres arbeiten. In-
sofern ist auch das Argument, dass man sozusagen 
diese Erhöhung braucht, um in bestimmten Bran-
chen Nachfrage abzudecken oder Schwankungen 
auszugleichen, ein Argument, was sozusagen ein 
Bild spiegelt, dass es feste starre Arbeitszeiten 
gibt. Das gibt es heute in keiner Branche mehr, 
sondern wir haben in ganz vielen Branchen fle-
xible Tarifverträge, die das abbilden könnten. 

Abgeordnete Zimmermann (Zwickau) (DIE 
LINKE.): Ich habe auch eine Frage an Micha Heil-
mann. Wie stellt sich generell die Situation der ge-
ringfügigen Beschäftigung gerade in Ihrem Organi-
sationsbereich dar? Vielleicht können Sie uns 
auch einiges sagen, wie hoch der Anteil zur Ge-
samtbeschäftigung ist und welche Probleme es ge-
rade bei der Entlohnung gibt oder aber auch bei 
geringfügigen Beschäftigungen in Ihrem Bereich.  

Sachverständiger Heilmann (Gewerkschaft Nah-
rung-Genuss-Gaststätten): Die Zahlen sind schon 
zum Teil genannt worden. Insbesondere im Gast-
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gewerbe ist der Anteil der ausschließlich im Ne-
benjob geringfügigen fast so hoch wie der Anteil 
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. 
Probleme sind in unserem Bereich, das – und da-
rauf hat Herr Professor Preis vorhin schon ansatz-
weise hingewiesen - die derzeitige Struktur auch 
vielfach umgangen wird. Minijobs funktionieren 
nur dann, wenn ich eine korrekte Arbeitszeitauf-
zeichnung habe. Wir erleben derzeit vielfach, dass 
bestimmte Arbeitszeiten verschenkt werden. Man 
arbeitet vorher und nachher eine Viertelstunde, 
die gar nicht registriert wird. Insbesondere in den 
Branchen, die wir haben, zum Beispiel das Gastge-
werbe, die sind nicht ohne Grund im Schwarzar-
beitsgesetz so. Das heißt, wir haben eine Grauzone 
und das ist durch diese Anreizstruktur auch be-
dingt. Diese Grauzone würde wegfallen, wenn 
man sozusagen die Minijobs abschafft.  

Abgeordnete Zimmermann (Zwickau) (DIE 
LINKE.): Sie sagten eingangs, dass dieser falsche 
Weg weiter beschritten wird, wenn der Vorschlag 
der FDP so kommen würde. Da würde mich inte-
ressieren, welche Maßnahmen aus Ihrer Sicht un-
ternommen werden müssten, um gerade dieses 
Fehllaufen der Probleme dort beseitigen zu kön-
nen? 

Sachverständiger Heilmann (Gewerkschaft Nah-
rung-Genuss-Gaststätten): Man müsste aus unserer 
Sicht die Minijobs schlicht abschaffen. Und dann 
ist die Frage, ob man die Minijobs auf einen 
Schlag abschafft. Mein Kollege Jakob hat vorhin 
gesagt, man muss eventuell - weil man einfach 
eine bestimmte Anreizstruktur hat und bestimmte 
Lohnstrukturen hat - Übergangsregelungen schaf-
fen. Darüber wird man zur Not reden können. 
Aber alles, was diese Art von Beschäftigungsform 
weiter fortsetzt, ist auch unserer Sicht nicht ziel-
führend und hilft auf längere und mittlere Sicht 
weder den Unternehmen noch den Beschäftigten.  

Abgeordnete Tatti (DIE LINKE.): Meine Frage geht 
jetzt an das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung. Ich frage Sie, inwieweit Ihrer Ansicht 
nach der vorliegende Gesetzesentwurf dazu führen 
wird, dass Minijobs auf Kosten und zu Lasten der 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung aus-
gedehnt werden? Rechnen Sie mit diesem negati-
ven Effekt auf den Arbeitsmarkt und eben auch 
mit einer weiteren Prekarisierung dadurch, gerade 
weil es die Erfahrung schon gibt? Wir hatten das 
2012 schon einmal, dass die Minijobs ausgedehnt 
wurden. Damals von 400 Euro auf 450 Euro. Ge-
rade durch diese Erfahrung, würden Sie sagen, 
dass dieser Effekt eintritt? 

Sachverständiger Dr. Stegmaier (Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagen-
tur für Arbeit): Grundsätzlich bewertet das Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bunde-
sagentur für Arbeit den Gesetzesvorschlag neben 
diesen von mir vorhin schon ausgeführten vertei-
lungspolitischen Argumenten auch aus der Sicht 

der Reaktion im Arbeitsangebot. Wir haben in un-
serer Antwort auch über den Fachkräfteengpass 
argumentiert, aber das lässt sich natürlich auch 
auf Ihre Frage anwenden. Natürlich muss man da-
mit rechnen, dass dieser ganze Entwurf dazu 
führt, dass man die geringfügige Beschäftigung in 
diesem Segment letzten Endes ausbaut oder dann 
diese Reaktion letztlich sich einholt in diesen un-
teren Zonen von 450 bis 550 Euro, aber auch dar-
über hinaus durch die Ausweitung, wie sie jetzt 
vorgesehen ist bzw. noch einmal auf diese etwas 
über 1.300 Euro in der Gleitzone angehoben wird. 
Es ist insgesamt damit zu rechnen, dass man in-
klusive der geringfügigen Beschäftigung einen 
Aufwuchs in der Teilzeitbeschäftigung hat. Eine 
genaue Bezifferung für die Beschäftigten, was das 
dann in den Lohnfolgen betrifft, das wäre an der 
Stelle vermessen. Da müsste man erst die entspre-
chenden Simulationsrechnungen durchführen, um 
da auch ein präzises Bild zu kriegen. Aber unterm 
Strich ist es so, dass wir da einen Aufwuchs in der 
Teilzeit und in der geringfügigen Beschäftigung 
haben. Wenn man sich da noch ein bisschen vor 
Augen führt, dass das Ganze auch durchaus zu 
Lasten der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung gehen kann, lässt sich das Bild vielleicht 
noch ein bisschen abrunden. Da ist die Studien-
lage so, dass man in einer älteren Studie und jetzt 
auch in einer relativ neuen Studie zuletzt gezeigt 
hat, dass es durchaus Hinweise gibt in bestimmten 
Bereichen der Ökonomie. Es betrifft insbesondere 
kleinere Betriebe, wo es dann in der Tat dazu 
führt, dass im Grunde eine – ich würde es als Hin-
weise bezeichnen, die dazu vorliegen haben –Ver-
drängung stattfinden kann von sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung durch diese gering-
fügige Beschäftigung.  

Vorsitzender Birkwald: Damit ist die Befragungs-
runde von DIE LINKE. beendet. Wir kommen zur 
Befragungszeit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Kollegin Beate Müller-Gemmeke stellt 
die erste Frage.  

Abgeordnete Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine Frage geht an Herrn Professor 
Dr. Preis. Wir haben in der letzten Zeit hier unter-
schiedliche Stichworte gehört, zum Beispiel 
wurde von der Arbeitgeberseite mehrmals gesagt 
und betont, dass Minijobs teurer seien. Auf der an-
deren Seite gibt es Hinweise, dass fast über alle 
Branchen hinaus Minijobs zu einer Verdrängung 
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
führen. Wir hören immer wieder, die Beschäftig-
ten wollen eigentlich gar nicht länger arbeiten. 
Man hört auch von Fehlanreizen. Wie passt das 
nun alles zusammen? Wie ist Ihre Sicht der Dinge? 
Wie würde sich das auswirken, wenn man jetzt 
noch die Minijobzone ausweiten und dynamisie-
ren würde? 
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Sachverständiger Prof. Dr. Dr. h.c. Preis: Ihre Fra-
gen sind so umfassend, dass man daraus ein wis-
senschaftliches Seminar machen könnte. Aber in 
aller Kürze: Zu dem Entwurf meine ich, er ist in-
telligent gemacht, aber er geht genau in die falsche 
Richtung. Warum ist das so? Wir haben doch nicht 
viel erreicht. 7,5 Mio. geringfügig Beschäftigte 
bleiben durchgängig auf dem Minijob hängen. 
Eine Brückenfunktion ist schwer zu erkennen. 
Deswegen bleibt es auch dabei, das der Minijob 
für viele Beschäftigte - lassen wir mal die Rentner 
und Studenten raus - gerade für Frauen in der 
Mitte des Arbeitslebens zur Minijobfalle wird. Ich 
kann vielleicht nachtragen, wieso das das typische 
Schicksal ist, Der Standard ist die Steuerklasse III 
und V. Wir nehmen einmal an, da hat die Ehegat-
tin bei Steuerklasse V einen Minijoblohn von 400 
Euro und der wird auf 800 Euro erhöht. Dann ver-
doppelt sich die Arbeitspflicht, doch steigt das 
Nettogehalt nur auf 552 Euro, das heißt um 38 Pro-
zent. Diese Auswirkung führt dazu – bevorzugt 
Ehefrauen - in dem Minijob bleiben. Dabei ist der 
Minijob eigentlich teurer für den Arbeitgeber. 
Denn er zahlt 31 Prozent Steuer und Sozialabga-
ben. Man muss sich dabei vorstellen, dass 28 Pro-
zent der Vergütung in die Rentenversicherung und 
in die Krankenversicherung fließen, aber kein An-
spruch daraus entsteht. Das ist wie eine Subventi-
onierung der Sozialversicherung Man fragt sich, 
warum das so ist. Es gibt noch eine Erfahrung, die 
ich mitteilen möchte: Es ist erstaunlich, dass der 
geringfügige Beschäftigte in der Praxis erscheint 
wie eine geringerwertige Beschäftigung, die weit-
gehend als Rechtlosigkeit fehlverstanden wird. Ich 
leiste es mir im Hörsaal bisweilen, wo in den ers-
ten Semestern 600 Studenten sitzen, also durch-
wegintelligente junge Leute und frage: Wer von 
euch hatte denn schon einen Minijob? Da melden 
sich so 300 bis 400 Studenten. Wenn ich dann 
frage: Welche Rechte hattet ihr da? Kündigungs-
schutz, Entgeltfortzahlung, Urlaubsrecht?, dann 
wird das überwiegend von den Studierenden ver-
neint, weil es doch nur ein geringfügiger Job sei. 
Das entspricht zwar nicht der Rechtslage. Aber 
dieser Effekt führt auch dazu, dass der eigentlich 
teure Minijob für den Arbeitgeber sich unter dem 
Strich dann doch rechnet. Wenn man sich dann 
fragt, warum es – etwa wegen Ungleichbehand-
lung bei der Entlohnung - nicht mehr Gerichtsent-
scheidungen gibt, dann kommt der 450 Euro-Be-
schäftigte und stellt fest, dass, wenn er zum Ar-
beitsgericht gehen will und er nicht im Deutschen 
Gewerkschaftsbund-Rechtsschutz ist, erstmal den 
Anwalt selber bezahlen muss. Der Anwalt ist teu-
rer als alles, was er womöglich an Lohnerhöhung 
erhalten wird. Also kurzum: Das ist die Situation. 
Ich habe mir einmal vor einigen Jahren schon er-
laubt, einen Vorschlag vorzulegen, den ich im We-
sentlichen in die Parlamentsdrucksache hier rein-
geschrieben habe. Ich halte dieses Modell für ziel-
führend. Ich will jetzt aber erst einmal mein State-
ment beenden. 

Abgeordnete Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich hätte noch eine Frage an das IAB. 
Es ist leider schade, dass der Kollege Vogel gegan-
gen ist, weil wir bei der Plenardebatte einen kur-
zen Disput hatten. Die Menschen arbeiten so gerne 
in diesen Minijobs. Ich habe damals gesagt, dass 
es ganz schön viele Problemfälle gibt. Ich wollte 
einfach nachfragen, ob Sie es bestätigen können, 
dass es sich gerade in der geringfügigen Beschäfti-
gung um informelle Beschäftigungssituationen, 
also befristet, Arbeit auf Abruf, häufig kein Ar-
beitsvertrag usw. handelt? 

Sachverständiger Dr. Stegmaier (Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagen-
tur für Arbeit): Grundsätzlich geht die empirische 
Evidenz in die von Ihnen angedeutete Richtung. 
Es ist so, dass, wenn man auf verschiedene Indika-
toren blickt, die eine gewisse Eignung haben, um 
diesen Formalisierungscharakter von geringfügiger 
Beschäftigung abzubilden, es in der Tat so ist, dass 
zum Beispiel der Befristungsanteil in der geringfü-
gigen Beschäftigung deutlich höher ist. Spezifisch, 
auf die Formalisierung hingerichtet, ist zu sehen, 
dass man etwas seltener auch einen schriftlichen 
Arbeitsvertrag im Bereich der geringfügigen Be-
schäftigung vorliegen hat. Es ist auch deutlich 
häufiger zum Beispiel, dass die Arbeitszeit nicht 
vertraglich vereinbart wurde. Zu dieser Gemenge-
lage gehört sicher auch - es entspricht ein bisschen 
auch  unterschiedlichen Antworten, die schon ge-
geben wurden -, dass das Ganze aus der betriebli-
chen Perspektive natürlich ein Instrument ist, ins-
besondere im kleinbetrieblichen Bereich, mit dem 
ein Betrieb flexibel reagieren kann. Ich sage mal, 
aus dieser betrieblichen Perspektive hat es dann 
auch eine Rechtfertigung, das heißt man hat ein 
Instrument an der Hand, mit dem man auch in 
diesem kleinteiligen Bereich arbeiten kann und 
hat dann auch ein entsprechendes Personalreser-
voir, das in dem Bereich arbeitet. Auf der anderen 
Seite gehört dann natürlich auch dazu, dass dann 
für die Arbeitnehmer mit gewissen Belastungen 
verbunden ist. Das ist zum Beispiel daran zu se-
hen, dass wir deutlich häufiger Arbeit auf Abruf in 
dem Bereich haben. Das ist im Bereich der Mi-
nijobs gewissermaßen schon eine kleine Bastion, 
was diese Form der Arbeit betrifft. Die ist natür-
lich durchaus mit Herausforderung für die Be-
schäftigung verbunden. Das betrifft dann zum Bei-
spiel auch den Ausgleich von Arbeit und Freizeit, 
wo man das zeigen konnte, wo es dann zu Proble-
men führen kann, wenn nur sehr geringe Vorwarn-
fristen sind. Generell ist es so, was die Arbeitsbe-
dingungen betrifft, man hier auch andere Felder 
nennen könnte. Das Arbeitsrecht wurde genannt, 
auch da haben wir im IAB eine Studie dazu ge-
macht, wo sich dann eben durchaus Probleme ge-
zeigt haben. In dem Bereich der geringfügigen Be-
schäftigung wird häufig davon berichtet, dass ent-
sprechende Arbeitsrechte, beispielsweise Lohn-
fortzahlungen im Urlaubsfall dann eben nicht in 
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dem Ausmaß umgesetzt werden, wie wir es bei 
der regulären Beschäftigung haben. Da spielt dann 
ganz häufig - insofern stimmt diese anekdotische 
Evidenz in der Tat - das Wissen der Beschäftigten 
eine große Rolle. Das heißt die Wahrnehmung ist 
da einfach eine andere. Generell haben wir in der 
Tat im Bereich der geringfügigen Beschäftigung 
überwiegend ein Bild, was diese Beschäftigungs-
bedingungen betrifft, die diese Beschäftigungsform 
durchaus problematisch erscheinen lassen. 

Vorsitzender Birkwald: Damit ist die Befragungs-
runde von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beendet. 
Wir kommen zur Freien Runde. Zunächst hatte 
sich Kollegin Gabriele Hiller-Ohm zu Wort gemel-
det. 

Abgeordnete Hiller-Ohm (SPD): Meine Frage rich-
tet sich an Herrn Prof. Preis. Sie hatten zwar schon 
auf die Frage von Frau Müller-Gemmeke geant-
wortet, aber ich möchte auch gerne wissen, wie 
Sie den Vorschlag der FDP insgesamt einschätzen? 
Sie hatten schon gesagt, dass Sie diesen nicht so 
gut finden. Ich möchte noch einmal das Augen-
merk auf das Thema Altersarmut richten, weil im 
Gesetzentwurf der FDP-Fraktion begründet wird, 
dass eben durch eine Ausweitung, eine Dynami-
sierung der Minijobgrenze auch Altersarmut vor-
gebeugt wird bzw. diese gemindert werden kann. 
Wie schätzen Sie das ein, und wie sehen Sie das 
Verhältnis? Wenn Altersarmut auftritt, müssen die 
Kosten von der Gesellschaft, den Steuerzahlern, 
von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
aufgefangen werden. Wie sehen Sie hier das Kos-
ten-Nutzen Verhältnis?  

Sachverständiger Prof. Dr. Dr. h.c. Preis: Ja, es ist 
sehr verdienstvoll, dass die FDP sich darum sorgt. 
Allerdings ist es so, dass die Sichtweise voraus-
setzt, dass die Altersarmut schon eingetreten ist 
und die dann vielleicht durch so eine Erhöhung 
der abgabenfreien Minijobs etwas gemindert 
würde. Wir müssen aber doch bei der Konzeptio-
nierung unseres Arbeits- und Sozialsystems darauf 
achten, dass Altersarmut gar nicht erst eintritt. 
Und die gegenwärtige Systematik, gerade auch die 
beabsichtigte Ausweitung des Minijobs, fördert ge-
radezu die Altersarmut und durchgehendes Ver-
bleiben im Minijob. Deshalb schlage folgendes 
Modell vor, Ich bin im Unterschied zum DGB 
nicht der Meinung, dass man schon den ersten 
Euro sozialversicherungspflichtig machen sollte. 
Aber es soll eine Bagatellgrenze geben, 100 Euro o-
der 50 Euro. Und danach beginnt eine Zone, so 
mein Vorschlag, wo die Arbeitgeber die Sozialver-
sicherung bis sie die Grenze von 450 Euro allein 
tragen. Das tut den Arbeitgebern nicht weh; denn 
sie zahlen heute schon 31 %. Sie würden dann 
39 % zahlen. Ab der Midi-Zone beginnt der Be-
reich, wo sich die Arbeitnehmer sukzessive an 
den Sozialversicherungskosten beteiligen und den 
Arbeitgeber entlasten. Was ist der Effekt? Der Ef-
fekt wäre der, dass Arbeitgeber sagen, ja, ich habe 

auch Interesse an mehr Beschäftigung und außer-
dem senke ich ein Stückchen meine Lohnneben-
kosten. Das wäre sozusagen ein Anreizmodell, 
auch in mehr Beschäftigung zu gehen und insbe-
sondere natürlich die Sozialversicherungspflicht 
zu begründen. Jetzt wird gesagt, ach, brauchen das 
denn Studenten usw. Doch unsere Rentensituation 
ist so, dass man sagen muss, jeder Groschen zählt, 
um die Change auf eine auskömmliche Rente ha-
ben. Dass auch Studierende, rentenversicherungs-
pflichtig als geringfügig Beschäftigter sind, das ist 
doch nur sinnvoll, wird er doch frühzeitig mit der 
Frage der Altersabsicherung konfrontiert. Mein 
Vorschlag hatte allerdings bislang ungefähr so ei-
nen Erfolg wie Möpse, die den Mond anbellen. 
Aber vielleicht kann man in anderer Zusammen-
setzung darüber doch nochmals nachdenken. 

Abgeordnete Zimmermann (Zwickau) (DIE 
LINKE.): Ich habe eine Frage an die Bundesverei-
nigung der Deutschen Arbeitgeber, Herrn Fried-
rich. Es gibt viele Minijobberinnen und Minijob-
ber, die eigentlich länger arbeiten wollen. Das ist 
allgemein bekannt. Wir wissen auch, dass viele 
Minijobberinnen und Minijobber zwei und drei 
Minijobs machen, um ihr Geld aufzustocken, da-
mit sie einen Vollzeitjob ersetzen. Da wäre meine 
Frage, wie Sie den Vorschlag der Gewerkschaften 
und auch meiner Fraktion DIE LINKE. sehen, dass 
von der ersten Arbeitsstunde an eine Besteuerung 
erfolgen soll gerade vor dem Hintergrund des 
Fachkräftemangels, weil auch die Arbeitgeber im-
mer wieder deutlich machen, in welcher Situation 
wir auf dem Arbeitsmarkt sind und dringend 
Fachkräfte brauchen? 

Sachverständiger Friedrich (Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände): Im Grund ist 
es so. Uns ist es wichtig, dass die Arbeit, die zur 
Verfügung steht, auch abgerufen werden kann. 
Heute stellt sich wirklich die Frage in dem Be-
reich. Nicht immer - man muss es differenziert se-
hen, das stimmt schon - ist der Arbeitnehmer, die 
Arbeitnehmerin auch willens, mehr zu arbeiten 
als sie es heute tut. Wir sind hier zum Bewerten 
dieses Vorschlages. Dazu ist zu sagen, dass durch 
die Anhebung des Mindestlohns er gehindert 
wird, weil er die Grenze des Minijob-Bereiches 
nicht überschreiten will, weil dann eben die Abga-
ben höher zuschlagen. Die Vermutung ist nahe, 
wenn man die Abgaben von Beginn an erheben 
würde, auch der Hemmschuh von Beginn an da 
wäre, wenn der Arbeitnehmer, die Arbeitnehme-
rin nicht von Anfang an getrieben und gezwungen 
ist, diese Beschäftigung anzunehmen, was sie 
heute nicht sind. Die sagen, ich möchte nicht 
mehr arbeiten und lieber weniger verdienen, statt 
diese Grenze zu reißen. 

Abgeordneter Witt (AfD): Meine Frage geht an den 
zweiten Gewerkschafter der Runde, an Herrn Heil-
mann. In Ihrem Bereich sind 1,68 Millionen Stu-
denten minijobtechnisch beschäftigt. Können Sie 
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mir in kurzen Worten umreißen, was der Vorteil 
für diese Minijobber-Studenten wäre, wenn das 
plötzlich sozialversicherungspflichtig würde? 

Sachverständiger Heilmann (Gewerkschaft Nah-
rung-Genuss-Gaststätten): Das wäre ganz einfach. 
Da kann ich an Herrn Prof. Dr. Preis anschließen. 
Die hätten Ansprüche in der Rentenversicherung, 
wenn wir davon ausgehen, dass heute 50 % eines 
Jahrgangs den Bachelor machen und auch ein ganz 
entsprechender Teil einen Masterstudiengang hat. 
Dann haben wir 50 % eines Jahrgangs, der drei o-
der fünf Jahre eine Null in der Rentenversicherung 
hat. Anders als früher immer gedacht worden ist, 
wo man gesagt hat, Studenten brauchen nichts, 
wirkt sich das natürlich ganz erheblich aus. Die 
Regelung, dass sozusagen nur noch drei Jahre Be-
rufsausbildung und Studium nach dem 16. Le-
bensjahr überhaupt angerechnet werden in der 
Rentenversicherung, führt dazu. Nun wird man 
vielleicht nicht wieder einführen wollen, dass 
man die Studienzeiten ohne Beiträge berücksich-
tigt. Insofern glaube ich nicht, dass die Studenten 
Vorteile haben. Das sind diese vorgeblichen Vor-
teile, so dass man denkt, man kriegt was brutto für 
netto. Auf die lange Sicht schadet es den Studen-
ten.  

Abgeordnete Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine Frage geht an den Deutschen 
Gewerkschaftsbund. Über einen Punkt haben wir 
jetzt noch nicht geredet. Ich gehe mal davon aus 
und vielleicht kann Herr Jakob das auch bestäti-
gen, dass gerade im Bereich der Minijobs wenig 
mit Weiterbildung läuft, weil es für beide Seiten 
nicht so interessant ist. Die Frage ist, wie es beur-
teilt wird? Wenn wir mal an Digitalisierung und 
alles was sozusagen vor uns steht denken, ist es 
doch eigentlich fatal, wenn man da so viele Men-
schen im Prinzip in einem kleinen Beschäfti-
gungsverhältnis einfängt, wo sie nicht rauskom-
men und sie im Prinzip ganz von der Weiterbil-
dung ausschließt. 

Sachverständiger Jakob (Deutscher Gewerk-
schaftsbund): Es ist richtig, dass Minijobberinnen 
und Minijobber selten an Weiterbildungen teil-
nehmen. Das liegt aber auch an den Umständen. 
Der Arbeitgeber, der sie beschäftigt, hat selten In-
teresse daran. Aus unserer Sicht ist es aber sinn-
voll, gerade dieses Potenzial an Weiterbildung 
teilhaben zu lassen. Erstens handelt es sich oft um 
geringer Qualifizierte, es handelt sich also mindes-
tens oft um geringqualifizierte Tätigkeiten, die den 

Nachteil haben, wenn man das lange ausübt, dann 
auch die vorhandene Qualifikation verloren geht. 
Insofern müsste man parallel zu einer Aufsto-
ckung der Arbeitszeit auch etwas tun, damit die 
Beteiligung an Weiterbildungen verbessert wird. 
Derzeit sind die in der Regel nicht arbeitslos ge-
meldet. Insofern kann auch nicht die Arbeitslosen-
versicherung die Weiterbildung finanzieren. Es 
passiert meistens nichts. Ich will noch einmal zu 
der Arbeitszeit hinzufügen, dass die Arbeitszeiter-
hebungen natürlich immer nur durchgeführt wer-
den unter der Bedingung des Status quo. Das heißt 
also, wenn man sagt, „wenn du jetzt die Arbeits-
zeit erhöhst, dann musst du auch Steuern bezah-
len usw.“, dann sagen die Leute oft natürlich 
„nein, das will ich nicht“. Wenn es aber diese Re-
gelung gar nicht gäbe, würden viele das völlig an-
ders beurteilen. Das zeigt ein Blick in andere Län-
der, die nie eine Minijob-Regelung hatten. Dort ist 
die Arbeitszeit immer deutlich höher gewesen. 
Das heißt also, die Regelung führt zu einer Ver-
knappung. Insofern muss man an beiden Punkten 
ansetzen. Man muss den Betroffenen helfen, dass 
sie rauskommen auch mit Weiterbildungen und 
man muss aber auch gleichzeitig die gesetzlichen 
Beschränkungen wegnehmen.  

Vorsitzender Birkwald: Vielen Dank, Herr Jakob. 
Damit sind wir am Ende unserer heutigen Anhö-
rung angelangt. Ich möchte mich bei den Sachver-
ständigen herzlich für ihre Ausführungen bedan-
ken, bei allen Kolleginnen und Kollegen Abgeord-
neten für ihre kompetenten Fragen. Dann möchte 
ich insbesondere dem Sekretariat ganz herzlich 
danken. Vor allem denen, die wieder in Rekordge-
schwindigkeit die Protokolle der beiden heutigen 
öffentlichen Anhörungen fertigen werden. Ich 
kann Ihnen versichern, ich werde mich jedes Mal 
dafür sehr bedanken, weil ich es eine ganz tolle 
Leistung finde, die viel Respekt verdient. Dann 
möchte ich dem Sitzungsdienst danken und allen, 
die zum Erfolg der beiden heutigen Anhörungen 
beigetragen haben. Die Anhörung ist beendet. Ich 
wünsche Ihnen allen einen guten Nachhauseweg 
und ansonsten einen schönen oder einen produk-
tiven Abend, am besten beides. Auf Wiedersehen.  

Ende der Sitzung: 16:35 Uhr 
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